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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.10.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2021/08/0142 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2021/08/0131 E 17.10.2023 

Besprechung in: 

Besprechung in: DRdA-infas 2/2024, S. 104-106; 

Rechtssatz 

Aus den parlamentarischen Materialien (RV 321 BlgNR 25. GP; 417 BlgNR 25. GP) ergibt sich, dass es 
bei Erlassung des SVAG, BGBl. I Nr. 2/2015, die Absicht des Gesetzgebers war sicherzustellen, dass 
eine Erwerbstätigkeit der betreuenden Person einer Selbstversicherung für Zeiten der Betreuung eines 
behinderten Kindes (§ 18a ASVG) grundsätzlich nicht entgegensteht. Im Normtext wurde dies zum einen 
mittels Ersetzung des Erfordernisses der "gänzlichen" Beanspruchung der Arbeitskraft des/der 
Betreuenden durch eine Anknüpfung an die "überwiegende Beanspruchung" und zum anderen im Wege 
der Streichung des Ausschlusskriteriums nach § 18a Abs. 2 Z 1 ASVG zum Ausdruck gebracht. Dass 
zusätzlich auch beabsichtigt gewesen wäre, die in der gesetzlichen Umschreibung von Umfang und Art 
des objektiv bei einem Kind vorliegenden Betreuungsbedarfs zum Ausdruck kommende Abgrenzung des 
Kreises behinderter Kinder, für deren Betreuung die Selbstversicherung nach § 18a (Abs. 3) ASVG in 
Betracht kommen kann, in maßgeblicher Weise zu ändern bzw. auszuweiten, lassen diese Erläuterungen 
hingegen nicht erkennen. Aus dem Wortlaut des § 18a Abs. 3 ASVG folgt nichts Gegenteiliges. 
Wenngleich der Einleitungssatz dieses Absatzes die Aufzählung von Tatbeständen, bei deren 
Verwirklichung eine entsprechende (in der novellierten Fassung als "überwiegend" bezeichnete) 
Beanspruchung der Arbeitskraft vorliegt (Z 1 bis 3 des § 18a Abs. 3 ASVG), nunmehr mit dem Wort 
"jedenfalls" beginnt und die Aufzählung somit nicht mehr taxativ zu verstehen ist, ist weiterhin im 
Hinblick auf die objektive Betreuungsbedürftigkeit des betreuten Kindes von einem Betreuungsbedarf 
auszugehen, der dem Maßstab der "ständigen persönlichen Hilfe und besonderen Pflege" nach Umfang 
und Art jedenfalls gleichkommt (zur wertungsbestimmenden Funktion demonstrativ aufgezählter 
Merkmale für die Auslegung des von der Aufzählung begleiteten allgemeinen Begriffs vgl. zB VwGH 
31.10.2000, 98/15/0140, mwN; 16.12.2004, 2004/11/0178). Dabei ist weiterhin zu ermitteln, ob eine 
entsprechende Betreuungstätigkeit erforderlich ist, die nicht notwendigerweise täglich, aber doch 
mehrmals in der Woche regelmäßige Pflegeleistungen erfordert. 
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